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(Berlin) Angesichts der Kosten für eine sozial gerechte Bewältigung der Folgen der Corona-
Pandemie bei gleichzeitigem Einbruch der Steuereinnahmen fordert der Paritätische
Wohlfahrtsverband eine Vermögensabgabe zur solidarischen Krisenbewältigung. Der Verband warnt
vor einer gefährlichen Verschärfung der sozialen Spaltung, sollte die Große Koalition jetzt nicht zu
einem sozial ausgewogenen, solidarischen Krisenmanagement finden. Dazu gehöre zwingend ein
sofortiges armutspolitisches Notprogramm sowie die Heranziehung sehr großer Vermögen zur
Finanzierung der Krisenbewältigung.

„Es steht völlig außer Frage, dass die Folgen dieser Krise nur bewältigt werden können, wenn
diejenigen, die über sehr großen Reichtum verfügen, zur solidarischen Finanzierung der Kosten
herangezogen werden“, so Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen
Gesamtverbands. Angesichts der aktuellen Steuerschätzung, die von Mindereinnahmen in
dreistelliger Milliardenhöhe ausgeht, seien entschlossene steuerpolitische Maßnahmen zwingend.
„Es darf auch in dieser Koalition keine steuerpolitischen Tabus mehr geben. Auf den Kabinettstisch
gehören genauso gut Konzepte für eine Vermögensabgabe wie für eine Reichensteuer. Wenn jetzt
die falschen Maßnahmen ergriffen werden, droht unsere Gesellschaft auseinanderzubrechen“,
warnt Schneider.

Corona wirke wie ein „Brennglas“, das soziale Schieflagen verschärfe. Überhaupt kein Verständnis
zeigt der Verband daher für die bisherige Weigerung der Großen Koalition, armen Menschen in der
Krise eine finanzielle Soforthilfe zu gewähren. Der Paritätische kritisiert vor diesem Hintergrund das
so genannte Sozialschutzpaket II, das heute im Bundestag beraten wird, als „armutspolitische
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Enttäuschung“. Der Verband bekräftigt seine Forderung nach finanzieller Soforthilfe für alle
Menschen, die existenzsichernde Sozialleistungen wie Hartz IV, Altersgrundsicherung oder nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen. Konkret fordert der Paritätische einen monatlichen
Zuschlag in Höhe von 100 Euro sowie eine Einmalzahlung für krisenbedingte Zusatzausgaben von
200 Euro.

Gemeinsam mit Vertreter*innen aus DGB, Wohlfahrts- und Sozialverbänden,
Verbraucherschutzorganisationen, dem Deutschen Kinderschutzbund und dem Deutschen
Kinderhilfswerk hat der Paritätische unter dem Motto #100EuroMehrSofort einen Aufruf für die
Stärkung des sozialen Zusammenhalts und für Solidarität gerade auch mit den Ärmsten vorgelegt.
Zwischenzeitig haben sich weitere Bundesorganisationen und auch Bündnisse auf Landesebene
hinter die Forderung gestellt.
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